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Je billiger die 
Politik, desto 
teurer wird es 


2 nn i 


u — 


n E 


BILLIG = bedeutungslos, belanglos, armselig, 
elend, geringwertig, gewöhnlich, kläglich, fehler- 
haft, miserabel, klein, dürftig, nutzlos, wertlos, 
unterdurchschnittlich, kümmerlich, unbrauch- 
bar, primitiv, unzulänglich, limitiert, ungeeignet, 
schlecht, desolat, unbefriedigend, mäßig, schäbig, 
schwach, mangelhaft, untauglich, stümperhaft, 
mies, zweitklassig, lausig, ungenügend, gering, 
dilettantisch 
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Das offene Wort 


Billig, billiger, 
am billigsten 


Welche Saltos rückwärts die 
Pokerparteien in Berlin ge- 
macht haben, wenn Sie diese 
Ausgabe der UN in der Hand 
halten, wissen wir nicht. Von 
SchruKo (Schrumpfkoalition 
statt GroKo) bis zu Neuwah- 
len scheint alles möglich. 


Das Thema, das den meisten 
Bürgern und Wählern auf den 
Nägeln brennt, ist der unge- 
bremste Zustrom von Auslän- 
dern, die Veränderung unse- 
rer Heimat. 


Für die CDU gilt eine »atmen- 
de Richtgrenze«, was immer 
das auch ist, die CSU des 
Herrn Seehofer ist von einer 
verbindlichen Obergrenze ab- 
gerückt, die mit 200.000 jähr- 
lich immer noch eine mittlere 
Großstadt füllen würde und 
für die SPD ist eine »Einwan- 
derungs- und Flüchtlingspoli- 
tik ohne Obergrenze« angeb- 
lich nicht verhandelbar. 


Welch ein Kasperlespiel, wäh- 
rend immer mehr Industrie- 
zweige durch die Digitalisie- 
rung vor dem Aus stehen oder 
dem Fluch der Globalisierung 
zum Opfer fallen! Wirtschaft 
und Wissenschaft rechnen 
durch diese Entwicklungen in 
den nächsten Jahren mit bis 
zu 18 Millionen Arbeitslosen, 
aber die Politschauspieler re- 
den von »sozialer Gerechtig- 
keit« für alle und schließen die 
Elenden und Hungernden der 
ganzen Welt mit ein, die sie 
zum Kommen einladen. 


Die Binsenweisheit »Sozial 
geht nur national« haben sie 
nicht begriffen bzw. diffamie- 
ren sie als »rechtsradikal«. 
Sie sind so abgehoben von 
den Alltags- und Zukunftssor- 
gen der Normalbürger, daß 
man nur sagen kann: »Ge- 
wogen und für zu billig befun- 
den!« 

Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Das Elend namens GroKo 


Eine Seite reicht sicher nicht aus, 
um die Eigenschaften bezie- 
hungsweise nicht vorhandenen 
Eigenschaften dieser Politiker- 
darsteller abzubilden. 


Erst wurde uns das jämmerliche 
Schauspiel der sogenannten 
Jamaika-Sondierungsgespräche 
präsentiert, und nun »ringen« 
CDU/CSU und SPD um die Neu- 
auflage einer Koalition zweier 
Wahlverlierer. Wie auch in der 
Vergangenheit geht es nicht um 
Inhalte oder gar um das Wohl 
des Landes, sondern nur darum, 
wie viel und welche Ministerpo- 
sten welche Partei sich zuscha- 
chern kann. Die internationali- 
stische SPD versucht, getreu 
ihrer marxistischen Wurzeln, den 
mit deutschem Fleiß erreichten 
Wohlstand europa- und weltweit 
zu verteilen, so daß am Ende im 
Elend alle gleich sind. 


Eine CDU ist weder willens 
noch in der Lage, solchem Trei- 
ben Einhalt zu gebieten. Ganz 
im Gegenteil, Frau Merkel wird, 
nur um an der Macht zu bleiben, 
jede Kröte schlucken, so wie sie 
es schon in den Gesprächen 
mit den Grünen tat. Die SPD- 
Riege wird widerstandslos ihre 
Vorstellungen von einem bunten 
und multikulturellen Deutschland 
durchsetzen und damit bei der 
CDU offene Türen einrennen. 


Möge keiner glauben, daß die 
CSU-Laienspielschar auch nur 
im Ansatz Widerstand leisten 
würde. Die noch auszuhandeln- 
den »Wohltaten« für die Klientel 
dieser Parteien werden die Allge- 
meinheit nicht nur zig Milliarden 
Euro mehr kosten, nein, vor allem 
der Niedergang unseres Vater- 
landes wird durch diese unselige 
politische Konstellation nur noch 
mehr beschleunigt. 


Herr Macron steht schon in den 
Startlöchern, um mit Hilfe seiner 
geplanten Eurobonds an unser 
Geld zu kommen. Griechenland, 
Italien und nicht zuletzt Frank- 


SPIEGEL DER ZEIT 


reich selbst freuen sich bereits 
auf einen schwachen deutschen 
Finanzminister. 


Einwanderer aus allen Teilen der 
Welt, unter welcher »Flüchtlings- 
flagge« sie auch bei uns ankom- 
men werden, können weiterhin 
auf hohe soziale Standards hof- 
fen, einer »Rundumversorgung« 
sicher sein und ihre Familienan- 
gehörigen zeitnah nachholen. 


Während der Wirtschaftsstand- 
ort Deutschland durch unsin- 
nige Klimavorschriften weiter 
geschwächt wird, ziehen aus- 
ländische Firmen technisches 
Know-how und gut ausgebilde- 
te, hochmotivierte Fachkräfte ab 
(siehe Seite 3 und 4). 


Als Merkel vor vier Jahren über 
das Internet als »Neuland« 
sprach, wurde bereits deutlich, 
wes Geistes Kind unsere Zukunft 
gestalten will und soll. 


Das Geschwafel über die not- 
wendige Digitalisierung zeigt nur 
die Hilflosigkeit der Handelnden. 
In vielen Ländern sind die Chan- 
cen für die jeweiligen Volkswirt- 
schaften längst erkannt worden 
und das flächendeckende Glas- 
fasernetz selbstverständlich. 

Um die Zukunft Deutschlands 
muß man mehr denn je fürchten! 
Diese anstehende, anscheinend 
billige politische Lösung, die dem 
Wähler als alternativlos verkauft 
wird, wird uns alle noch teuer zu 
stehen kommen! 


ZUM NACHDENKEN: 


»Wer von der Politik 
vernünftige Entschei- 
dungen erwartet, hat 
nicht begriffen, daß 


der Wille zur Macht 
größer ist als alle Ver- 
nunft.« 


Roland Baader (1940-2012), 
Ökonom und Publizist 
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Was bleibt, 


Die Globalisierer 
ziehen die 
Spitzentechnologie 
aus Deutschland ab 


Volkswirtschaftler haben schon 
immer darauf hingewiesen, daß 
mittelständische Unternehmer in 
der Regel standort- und heimat- 
treu sind. Dies ergibt sich schon 
aus ihrer familiären Bindung und 
dem familiären Charakter eines 
mittelständischen Personalun- 
ternehmens. 


Die großen Kapitalgesellschaf- 
ten dagegen sind längst interna- 
tional. Sie produzieren nicht nur 
weltweit und haben weltweite 
Zulieferer, sie haben auch welt- 
weit Anteilseigner. 


Nach Schätzungen des Mittel- 
standsinstituts Niedersachsen 
befinden sich mehr als 70 Pro- 
zent der DAX-Konzerne mehr- 
heitlich in ausländischer Hand, 
meist in anglo-amerikanischer. 
Ein vom Ausland beherrschter 
Konzern hat keine nationale 
Bindung mehr, hat keine Hei- 
mat, verlangt Globalisierung und 
Freihandel und vor allem Kapi- 
talfreizügigkeit einschließlich der 
Steuerersparnis durch ihren Ge- 
winntransfer in Steueroasen. 


Protest in Offenbach gegen die Abbaupläne von Siemens, 30.11.2017 


www.fb.com/UN. Nachrichten 
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ist ein Kartoffelacker 
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Dem internationalen Handel 
dieser globalen Konzerne ver- 
danken wir unsere Exportüber- 
schüsse. Diese Überschüsse 
wiederum sind nur dadurch er- 
zielbar, daß wir — meist öffent- 
lich höchstsubventioniert — in 
Wachstumsbranchen wichtige 
technische Vorteile hatten oder 
noch haben. Verlieren wir sol- 
chen technischen Vorsprung, 
verlieren wir nicht nur unsere 
Exportfähigkeit, sondern auch 
einen Teil unseres Wohlstandes. 


In diesem Sinne sind die tech- 
nologischen Wachstumstreiber 
unserer internationalen Konzer- 
ne nicht nur von der Eigentums- 
struktur einer Kapitalgesellschaft 
her, sondern auch wegen ihrer 
Abhängigkeit von ausländischen 
Großmächten wie den USA oder 
China, höchst gefährlich: 


In Deutschland ist es weniger 
als in anderen Ländern möglich, 
technischen Vorsprung geheim- 
und zurückzuhalten, weil insbe- 
sondere die USA als Folge des 
Besatzungsrechts das Recht 
haben, sämtliche unserer digita- 
len und Informatiksysteme ein- 
schließlich aller Telefonleitungen 
und Handysysteme in Deutsch- 
land flächendeckend und total 
zu kontrollieren. Sie können also 


jede bei uns entstehende neue 
Technologie sofort durch ihre 
Spionagesysteme abgreifen und 
ihrer einheimischen Industrie 
weiterübermitteln. Oft weiß also 
die amerikanische Konkurrenz- 
industrie über neue Patentent- 
wicklungen eher Bescheid, als 
daß ein Patent bei uns erteilt ist. 


Wo die Totalspionage nicht aus- 
reicht, werden technische Neue- 
rungen durch Finanz- und Beste- 
chungstricks gestohlen wie z.B. 
bei der ortungssicheren U-Boot- 
Technologie der Howaldt-Werft, 
wo ein ungetreuer Vorstand mit 
Billigung der Bundesregierung 
angebliche amerikanische Über- 
nahmewünsche durch Aushändi- 
gung aller Pläne und technischer 
Interna solange mitmachte, bis 
die Amerikaner alles hatten und 
an der Werft selbst nicht mehr 
interessiert waren. 


Wie gefährlich eine Verlagerung 
der deutschen Produktion ins 
Ausland ist, hat vor Jahrzehn- 
ten die Photobranche erfahren. 
Deutschland war in den 50er 
und 60er Jahren Weltführer bei 
Photoapparaten. Dann wurde 
»wegen der billigeren Arbeits- 
kräfte« die Produktion nach 
Asien verlegt und nur noch in 
Deutschland verkauft, bis dann 
die japanische Konkurrenz die 
deutschen Modelle günstiger 
auf dem Weltmarkt anbot als wir 
selbst und die Marktführung an 
sich riß. Heute kaufen wir asia- 
tische Photoapparate statt deut- 
scher. 


Nach den USA und Japan ist nun 
China der große Technologie- 
absauger. Die Chinesen haben 
mehr als drei Billionen US-Dol- 
lar angehäuft, für die sie wahr- 
scheinlich nichts mehr bekom- 
men, wenn sie nicht rechtzeitig 
in irgendwelche Sachwerte um- 
steigen. Sie kaufen deshalb in 
der ganzen Welt alles, was sie 
noch bekommen können, vor al- 
lem Technologie zu jedem Preis. 


GRUNDGESETZ: »EIGENTUM VERPFLICHTET« 
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In den USA können sie nicht 
einkaufen, weil die USA ein Si- 
cherheits-Veto-Recht haben und 
ständig ausüben. In Deutschland 
gibt es einen solchen Sicher- 
heitsvorbehalt zwar auch, dieser 
wird aber viel zu selten genutzt, 
weil die globalisierungssüchtigen 
Bundesregierungen darin »in- 
ternationale Handelsbeschrän- 
kungen« sehen. So können die 
Chinesen in Deutschland unge- 
hindert Hochtechnologie aufkau- 
fen. 


Beispiel des Ausverkaufs deut- 
scher Technologie ist der Erwerb 
der Aktienmehrheit der welt- 
führenden Roboterfirma Kuka 
in Augsburg. Sie hat ihre Welt- 
spitze mit vielen deutschen Sub- 
ventionen erreicht. Nun, wo sie 
in chinesischem Eigentum steht, 
ist auch die Produktionstechno- 
logie von Kuka für Deutschland 
verloren, sie wird systematisch 
nach China verlegt. In wenigen 
Jahren schon kaufen wir Robo- 
ter aus China, die uns keinen 
Exportüberschuß mehr, sondern 
Exportdefizite bringen. 


Auch die deutschen Automobil- 
firmen haben erst nach China 
exportiert, wurden dann gezwun- 
gen, eigene Fertigungsstätten in 
China aufzubauen, haben da- 
mit die deutsche Technologie 
in mehrheitlich Chinesen gehö- 
rende Firmen eingebracht und 
werden in den nächsten Jahren 
gegen diese Firmen ihre heimi- 
schen Produkte immer weniger 
exportieren können, also den 
Exportmarkt verlieren. 


Beispiel Airbus 


Am schlimmsten ist das Beispiel 
Airbus. Dieser von uns höchst 
subventionierte Luftfahrtkonzern 
hat — angeblich, um auf dem 
chinesischen Markt Fuß zu fas- 
sen — den Chinesen eine eigene 
Produktion von Airbusmaschi- 
nen geliefert und aufgebaut, so 
daß die Chinesen heute schon 
eigene Konkurrenzmaschinen 
in eigenen Firmen mit der Air- 
bustechnologie bauen können. 


www.un-nachrichten.de 


Es gehört keine Phantasie dazu, 
vorauszusagen, daß in zehn 
Jahren Airbus nicht mehr nach 
China liefern kann, weil dort chi- 
nesische »Airbusfirmen« den 
Markt beherrschen. 


Beispiel Siemens 


Auch Siemens sieht die digi- 
tale Zukunft vor allem in China 
und verlegt sein globales For- 
schungszentrum für autonome 
Roboter nach China. Eigentlich 
ist es folgerichtig nach dem Ab- 
zug der Kuka-Roboterführung, 
daß auch Siemens seine welt- 
führende Roboterforschung nicht 
ohne heimische Produktionsan- 
wendung halten kann, sondern 
seine Zukunftsforschung in das 
Land verlegt, welches auch die 
Robotertechnik erworben hat. 


In allen Fällen hat der deut- 
sche Steuerzahler die Zu- 
kunftstechnologien massiv 
subventioniert und dann ha- 
ben die internationalen Kon- 
zerne das Ergebnis dieser 
Subventionen und deutscher 
Technologie ins Ausland ver- 
lagert, verkauft oder sogar ko- 
stenlos übernommen. 


Unsere Regierenden sehen dies 
als normalen »Internationalisie- 
rungsprozeß« an und greifen 
nicht ein. Mit dem Verlust der 
von deutschen Steuergeldern 
subventionierten Spitzentechno- 
logie werden gleichzeitig tausen- 
de mittelständische Firmen der 
Zulieferindustrie abwandern und 
die internationale Konkurrenzfä- 
higkeit der deutschen Wirtschaft 
insgesamt wird in den nächsten 
Jahren schwinden. 


Warum bleibt die Politik untätig, 
wenn deutsche Spitzentechno- 
logie ins Ausland »abwandert«? 


Warum werden die internatio- 
nalen Konzerne nicht verpflich- 
tet, die für die Entwicklung der 
Spitzentechnologie vom deut- 
schen Steuerzahler erhaltenen 
Subventionen zurückzuzahlen, 
wenn sie diese Technologie ins 
Ausland verlagern? 
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Warum erhebt sich kein Auf- 
schrei von Politik, mittelstän- 
discher Wirtschaft und Ge- 
werkschaften, wenn unsere 
Spitzentechnologie nach USA, 
China oder Indien abwandert 
und damit High-Tech-Arbeits- 
plätze ausgetrocknet werden? 


Die Politik unserer Regierungen 
ist kurzsichtig. Es scheint ihnen 
egal, ob wir technologisch weiter 
exportfähig bleiben, obwohl die 
nächste Generation die Schul- 
den Europas übernehmen soll 
und immer mehr unqualifizierte 
Orientalen oder Afrikaner in un- 
sere Sozialsysteme einwandern, 
also von unserer Leistungskraft 
leben wollen. 


Leider begreift die Mehrheit der 
Bevölkerung und der Wähler die 
Gefahren dieser Entwicklung 
nicht und sieht untätig zu, wie 
die Zukunft Deutschlands ver- 
spielt wird. 


Nichts ist allerdings schlimmer, 
als den Feind in den eigenen 
Mauern zu haben. Die techno- 
logiefeindlichen Grünen haben 
in Frau Merkel eine willige Voll- 
streckerin ihrer kruden Ideen 
gefunden. Erst die sogenannte 
Energiewende, die als jüngstes 
Beispiel Tausende von Siemens- 
Mitarbeitern Lohn und Brot ko- 
stet, und nun der Frontalangriff 
auf unsere Autoindustrie. 


In einem durchsichtigen Manö- 
ver wird der Dieselmotor, des- 
sen Effizienz unbestritten ist und 
der Ausdruck deutscher Ingeni- 
eurskunst ist, schlecht geredet. 
Da interessiert es auch nicht, 
daß er weniger »schädliches« 
CO, ausstößt als ein Benziner 
— dann muß eben der Feinstaub 
herhalten. Einen Grund finden 
links-grüne Ideologen und ihre 
verdummten bürgerlichen Steig- 
bügelhalter immer. 


70 Jahre nach Kriegsende wird 
aus Deutschland, mit tätiger 
Hilfe technik- und innovations- 
feindlicher Politiker, doch noch 
der von den westlichen Alliierten 
einst geplante Kartoffelacker. 


KONZERNE KENNEN KEINE GRENZEN! 
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Wahrheit: Klarheit» Offenheit 


Ein Nobel- 
nreisträger 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


Sonderdruck S118 + Januar 2018 


Liebe Leser der UN! 


Man hört nicht mehr auf zu 
lesen, wenn man sich die Zeit 
nimmt, einen ganzen Jahr- 
gang der UN einmal zusam- 
menhängend zu studieren. 


Kein Wort falsch, keine For- 
derung überholt, keine Ein- 
schätzung widerlegt und eine 
Fülle von Hintergrundwissen, 
das den irregeleiteten »Kon- 
sumenten der Massenme- 
dien« (so heißt das auf neu- 


deutsch) fehlt. 


»Die gefährlichsten Mas- 
senvernichtungswaffen 
sind die Massenmedien. 
Denn sie zerstören den 
Geist, die Kreativität und 
den Mut der Menschen, 
und ersetzen diese mit 
Angst, Mißtrauen, Schuld 
und Selbstzweifel.« 


So schreibt einer, der sich 
offensichtlich gut in der Sze- 
nerie Wirtschaft, Medien und 
Journalismus auskennt und 
unbekannt bleiben möchte, 
unter dem Pseudonym M. 
A. Verick in der Einleitung zu 
seinem Buch »Das Medien 
Monopol«. 


Die Herrschaft der Medien- 
konzerne gefährdet zuneh- 
mend die im Grundgesetz für 
die BRD garantierte Freiheit 
von Berichterstattung und 
Meinungsbildung. Mit der 
Verbreitung der UNABHÄN- 
GIGEN NACHRICHTEN hel- 
fen Sie mit, dieses Monopol 
der Verdummung zu durch- 
brechen! 


mahnt uns: 


»Deutschland 
zuersil« 


»Wenn wir heute über 
die Aufhebung dieser 
oder jener Partei spre- 
chen, das Verbot die- 
ses oder jenes Vereins, die Unterdrückung dieser 
oder jener Meinung, so schreiten wir nur voran auf 
dem Weg zu einer Diktatur. Das kann unser Wille 
nicht sein. Wird eine Partei, ein Verein, eine Mei- 
nung verboten — wo ist dann die Grenze? Rasch 
folgt ein Verbot dem nächsten, und bald istes um 
die deutsche Freiheit geschehen |...] 


Istes nicht vielmehr so, daß wir nur verbieten, was 
wir durch schlechtes Handeln und durch eigenes 
Versäumnis selbst hervorgerufen haben? Verbie- 
ten wir also nicht, sondern führen wir durch gutes 
Beispiel, dann müssen wir auch nicht unterdrük- 
ken, was uns verdrießt. Machen wir eine Politik für 
Deutschland, die den Deutschen wirklich nützt, 
nicht dieser oder jener Gruppe, Schicht oder Klas- 
se. Deutschland zuerst!« 


Dr. Gustav Stresemann, 
Reichskanzler der Weimarer Republik und Friedensnobelpreisträger 


Ein UN-Abo für 2018, die Jahrgangsmappe 2017 im Klemm- 
oder Spiralbinder oder einzelne Ausgaben der UN können 


Sie gegen einen Kostenbeitrag anfordern bei: 
UN, Postfach 400 215, 44736 Bochum 
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Massenabschiebung 
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Massenverblödung! 


Das ist unsere Forderung im Wahljahr: 


Foto: Juan Herzog / wikimedia commons / CC BY 4.0 (Ausschnit) 


Die Menschen in Deutschland leben in 
Furcht und Angst vor Anschlägen der isla- 
mistischen Terroristen, aber der Hauptfeind 
unserer Regierenden sind die »Rechten«: 
Jeder, der sich gegen Islamisierung, unge- 
hinderten Zustrom und gegen die »Willkom- 
menskultur« wehrt, wird als »Rechter«, 
»Ausländerfeind«, »Populist« oder »Nazi« 
diffamiert und kriminalisiert. 


Lassen Sie sich nicht verblöden! 


Postfach 10 17 06 + 46017 Oberhausen + 


Ahbkassierer, 
Populist und 
Wendehals 


UN 3/2017 


Die Mär von der sozialen Gerechtigkeit 


Als Bürgermeister von Würselen verweigerte 
er jede weitere Flüchtlingsaufnahme (Seite 
7), als EU-Parlamentspräsident forderte er, 
daß Deutschland mehr Flüchtlinge aufnehmen 
müsse (Seite 8) - ein ! Im EU- 
Parlament bewies er sich als 

(Seite 3). Jetzt tingelt er durch die Lande für 
»soziale Gerechtigkeit« - ein ! 
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»Fake News« 
als Keule der 
»Lügenpresse« 


e »Fotos aus Aleppo« 
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Bildreihe: für die Medien gestellt 
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lija Ehrenburg und Karl Eduard von Schnitzler können stolz auf 
ihre Enkel sein. Noch nie in der Geschichte wurde so perfekt, in- 
fam und skrupellos gefälscht, manipuliert und gelogen wie in der 
heutigen Zeit. Dank der technischen Möglichkeiten werden die 
Menschen weltweit in einer Weise instrumentalisiert, die einer Ge- 
hirnwäsche gleichkommt. Es ist für den »einfachen Mann« auf der 
Straße fast unmöglich, zwischen »Fake-News«, Halbwahrheiten, 
gezielten Lügen und der Wahrheit unterscheiden zu können. 


Das Orwellsche »Wahrheitsministerium« hat die Macht übernommen! 
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Erdogans Ziel: 


Die Türkisierung 
Europas 


if) e PIR SEE 
ınfahn y 


esen\Worten..hat“ (derjtürkische\st Stäatspr: i 
dent Recep)TayyiplErdoğan allein) Europa lebenden 


Türken ‚aufgefordert, ^ ihren Einfluß nn 
ES zulzeugen“ A 1 


Undunsere Politiker kuschen immer noch! 
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»Schöne« neue 
Welt: 100 Mio. 
Kriegstote 


US-Soldaten auf dem Weg zu einem typischen »Friedenseinsatz« 


Mit der Lüge, alles Böse käme aus Deutschland, 
wurden die Völker in den Zweiten Weltkrieg ge- 
hetzt. Mit der Verheißung des ewigen Weltfriedens 
wurde Tod, Vertreibung und unendliches Elend ge- 
rechtfertigt. Das Ergebnis ist bekannt: Seit 1945 
über 100 Millionen Tote. Not und Leid bestimmen 
den Alltag in weiten Teilen dieser Welt. 

Unter dem Vorwand von Demokratie und Menschen- 
recht werden ganze Regionen ins Chaos gestürzt. 


Die »schöne« neue Welt ist eine blutige! 
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Stoppt die 
Diktatur der 
»Demokraten«! 


»Was schert uns das Grundgesetz?« Nach diesem Motto 
wurde es schon sechzig Mal geändert (Stand 23.12.2014), da- 
bei oft mehrere Artikel gleichzeitig — so wie es der jeweiligen 
Mehrheit im Bundestag gerade paßte. 

Aktuelle Änderung: Mißliebige Parteien werden von der (so- 
wieso absurden) Steuergeld-Finanzierung ausgeschlossen. 
Aber auch ohne formale Änderung wird das GG von der »de- 
mokratischen« Mehrheit nach Belieben gebrochen (Seite 2). 
Die nächste GG-Änderung wird wohl heißen: »Der im Grund- 
gesetz mehrfach erwähnte Begriff „Das Deutsche Volk“ wird 
gelöscht«. 


Postfach 10 17 06 » 46017 Oberhausen « UN 6/2017 


harakterlos 


emagogisch 
ndemokratisch 


„aut 


„Ich fühl mich hier 
nicht mehr sicher. 
Warum tun die nichts?“ 


mE Terran 


Uns reicht’s! 


Wir wählen CDU. 


Der Gewinner der Landtagswahl in NRW punktete vor allem mit 
dem Thema »Sicherheit«! 

Eine Partei, die unter dem Motto »Macht hoch die Tür, die Tor 
macht weit!« eben diese gemindert hat. 


Eine Partei, die Deutschland in einen Vielvölkerstaat umwandeln 
will. 


Eine Partei, die die Bundeswehr vom letzten Rest soldatischen 
Denkens »säubern« will. 


Eine Partei, die gleichzeitig die »Deutsche Leitkultur« wiederent- 
deckt haben will. 


Charakterlos, demagogisch und undemokratisch, das 
zeichnet die CDU in den letzten Jahren aus! 
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Das höse 
Erwachen kommt 
nach der Wahl 


Was uns vor der Wahl verschwiegen wird: 


MAULKORB 


FAMILIEN. 
NACHZUG 


RATIONSLUGE 


3ı5Nn3la 
a3aNd1ıoSs 


BEVÖLKERUNGS 


BAD BANK 
BANKENUNION 


»Man kann sich nicht darauf 
verlassen, daß das, was vor den 
Wahlen gesagt wird, auch wirk- 
lich nach den Wahlen gilt ...« 


Bundeskanzlerin Angela Merkel, 25.2.2008 
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Ihr Völker Europas: 
Schaut auf 
das Mittelmeer! 


Hunderte junge, halbnackte Schwarzafri- 
kaner durchbrechen in Ceuta (Marokko/ 
Spanien) die Grenze zu Europa. Wer bei 
solchen Bildern noch von »Flüchtlingen« 
spricht, lügt und betrügt! 

Es sind die Vorhuten einer Völkerwanderung, 
die Europa überfluten wird, wenn wir sie 
zulassen! 
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Ist das 
noch unsere 
Heimat? 


onnit) 


Foto: Dik Vordersiraße/ fick / CC BY 2.0 (Ausse 


rden in 
Deutschland 500 christliche Gottes- 
häuser aufgegeben. Inzwischen 
gibt es dafür 2.750 Moscheen. 
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Die »Volks- 
parteien« 
ohne Volk! 


Bundestagswahlen 1949 bis 2017 


Stimmenanteil der sogenannten »Volksparteien«, 
also von Union und SPD, bezogen auf alle Wahlberechtigten in Prozent 


Prozent 
100 
90 
80 
70 


Bundestagswahl 2017: 

Wahlberechtigte: 61,5 Millionen 
CDU-Wähler: 12,4 Millionen 
CSU-Wähler: 2,9 Millionen 
SPD-Wähler: 9,5 Millionen 


Der Begriff »Volkspartei« ist bereits der erste Etiket- 
tenschwindel von CDU/CSU und SPD. Parteien, die seit 
Jahrzehnten Politik gegen das eigene Volk betreiben, 
haben das Recht verwirkt, sich als deren Sachwalter 
auszugeben. Wer den Begriff »deutsches Volk« be- 
reits als nazistisch abwertet, verliert jegliche Legiti- 
mation, für Deutschlands Interessen einzutreten. 
Nach zu vielen Jahren der Lethargie ist endlich ein 
Teil der Wähler aufgewacht und hat diese Politiker- 
darsteller abgestraft. Der Weg ist richtig, aber noch 
lange nicht zu Ende. 


Postfach 10 17 06 » 46017 Oberhausen + UN 12/2017 
Königsberg 
liegt uns näher 
als Brüssel 


Wahrheit: Klarheit» Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


www.un-nachrichten.de 
3618 + 49. Jahrgang + Dezember 2017 


Der Königsberger Dom erstrahlt in neuem Glanz. Im August 1944 durch britische Bomben zerstört, wird er seit den 90er Jahren wieder 
aufgebaut und restauriert. 


Von Berlin nach Königsberg sind es Luftlinie gut 120 
Kilometer weniger als nach Brüssel. Es ist aber nicht 
die geringere Entfernung, die uns Königsberg »näher« 
liegen läßt als Brüssel, sondern es sind unsere 
Vorstellungen von Europa. Eine von den Eurokraten 
den Menschen verordnete »EU-Hauptstadt« bleibt 
ein seelenloses, bürokratisches Konstrukt, das nie 
die Herzen der europäischen Völker erreichen wird. 
Dagegen gehört Königsberg zu den Städten, die im 
Laufe ihrer Geschichte den Menschen mehr gaben, als 
es die »Brüssels dieser Welt« je vermögen. 


Druck und Verlag: Wegeor GmbH, Alstadener Str. 49, 46049 Oberhausen 
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Kurzmeldungen 


Berlin nicht sexy, aber 
arm und verkommen 


»Berlin macht sexy«, hieß es 
noch vor zehn Jahren. Während 
für andere europäische Län- 
der die jeweilige Hauptstadt ein 
Aushängeschild ihrer Kultur und 
ihrer wirtschaftlichen Kraft ist, 
verkommt Berlin immer mehr zur 
Schmuddelecke Deutschlands — 
und dies in vielerlei Hinsicht. 


Über viele Jahrzehnte lang ist 
es den markistischen Weltbe- 
glückern, gleich welcher Par- 
teizugehörigkeit, gelungen, aus 
Berlin ein Armenhaus, eine zu- 
gemüllte Stadt, einen ethnischen 
Schmelztiegel und ein kulturelles 
Nirvana zu machen. 


Neuestes Beispiel: Eine Aus- 
stellung zu Ehren der in Berlin 
agierenden Drogendealer. Dem 
amerikanisch-französischen 
Konzeptkünstler Scott Holmquist 
wird in einer Ausstellung die 
Möglichkeit geboten, Dealer zu 
Opfern und Helden zu machen. 
Bereits vor einem Jahr wollte er 
diesem Berufszweig ein Denkmal 
setzen. Verstanden wissen wollte 
er es als »sinnvolle und bedeut- 
same Anerkennung dieses risi- 
koreichen Berufs und seines Bei- 
trages zum andauernden Kampf 
gegen die Folgen des Kolonialis- 
MUS«. 


Da aus dem Ehrenmal nichts wur- 
de, werden Drogendealer nun in 
dieser Ausstellung »geehrt«, da 
sie »unerschrocken und tapfer im 
öffentlichen Raum arbeiten.« 


Viel heiße Luft 
beim Klimagipfel 
Deutschland läßt sich weiterhin 


am Nasenring durch die Klima- 
Arena führen. 


Mit einer an Masochismus gren- 
zenden Verbissenheit bestanden 
die deutschen Delegierten auf 
der Weltklimakonferenz in Bonn 
im November 2017 darauf, daß 
die sogenannte »Klimaerwär- 


mung« ursächlich deutschen Ur- 
sprungs sei. 

Nicht nur, daß unserer Wirtschaft 
Kosten in Milliardenhöhe für den 
Klimaschutz aufgezwungen wer- 
den, nein, wir werden wohl in 
Zukunft auch für die weltweiten 
Wetterkatastrophen in Form von 
»Wiedergutmachungszahlun- 
gen« bluten. 


Der Höhepunkt der Heuchelei 
war jedoch, als die Vertreter der 
Grünen, so wie auch die anderen 
Teilnehmer dieser Konferenz, 
dem französischen Präsidenten 
Macron Beifall klatschten, weil er 
in seinem Land so »saubere En- 
ergie« produziert — mittels dut- 
zender Atomkraftwerke. Groß- 
zügigerweise will er, so wie auch 
einige pazifische Inselstaaten, 
zukünftig auf Kohlekraftwerke 
verzichten. 


Diese produzieren in Frankreich 
gerade einmal fünf Prozent der 
Energie — und auf den Inselstaa- 
ten stand nie ein Kohlekraftwerk. 


Ist aber auch alles egal, Politik 
hat ja nichts mit Fakten zu tun, 
sondern mit geschickter PR! 


Wahn-Mal 


Seit fast 20 Jahren wird in der 
Bundesrepublik über ein Zen- 
trum gegen Vertreibung disku- 
tiert. Okkupation großer Tei- 
le Deutschlands (südliches 
Ostpreußen, Danzig, Westpreu- 
ßen, Hinterpommern, Ostbran- 
denburg, Schlesien), Internierung 
und Vertreibung der ansässigen 
Bevölkerung, Beschlagnahme 
von Privatbesitz und Infrastruk- 
tur — das haben wir Deutschen 
unseren östlichen Nachbarn zu 
verdanken. 


Neben diesem »Dank« sollen 
wir nun nicht nur fast eine Billion 
Euro »Entschädigung« zahlen 
(vgl. UN 9/2017), jetzt wird auch 
noch ein Denkmal gefordert. 

Pressewirksam fordert eine In- 
itiative »ein in die Höhe stre- 
bendes, weithin sichtbares 


www.fb.com/UN. Nachrichten 
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Gedenkzeichen in der poli- 
tisch-symbolischen Mitte der 
deutschen Hauptstadt«. Einen 
passenden Platz habe man an- 
geblich auch schon gefunden, 
direkt gegenüber der bundesei- 
genen »Stiftung Flucht, Vertrei- 
bung, Versöhnung«. 


Ein Affront, mit dem man in die- 
ser Republik erwartungsgemäß 
bei »gesellschaftlich relevanten 
Persönlichkeiten« offene Türen 
einrennt. Nicht umsonst wird die- 
se Initiative u.a. von Frau Süß- 
muth und den Herren Thierse, 
Mazyek und Beck unterstützt. 


Gabriels 
Sehnsucht nach Heimat 


Ausgerechnet die internationali- 
stische SPD entdeckt die Heimat 
wieder. 


Sigmar Gabriel — der mit dem 
»Pack« — will seiner Partei Hei- 
matliebe verordnen. Nachdem 
auch der letzte Depp in dieser 
Partei erkannt hat, daß ihnen die 
Wähler nicht wegen der fehlen- 
den Gerechtigkeit, sondern we- 
gen der volksfeindlichen Politik 
davonlaufen, versucht man es 
mit Schalmeien-Klängen: »Um- 
welt- und Klimaschutz waren uns 
manchmal wichtiger als der Er- 
halt unserer Industriearbeitsplät- 
ze, Datenschutz war wichtiger 
als innere Sicherheit.« 


Um Wähler zurückzugewinnen, 
müsse sich die SPD wieder ih- 
rer »modernen« Ziele und Werte 
bewußt werden. Es gehe dabei 
nicht zuletzt um »Identität und 
Identifizierung«, also um »Hei- 
mat und Leitkultur«. Die »Er- 
rungenschaften der Moderne 
— soziale Sicherheit, Teilhabe, 
Solidarität« müßten zurückkeh- 
ren. 


Gut gebrüllt, Löwe. Aber für wie 
dumm halten die Politiker eigent- 
lich die Wähler? 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


SCHLAFT WEITER, LIEBE LEUTE! 
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Geldsegen für Parlaments-Fraktionen 


$50 Abs. 2 AbgG 
(Abgeordnetengesetz): 


»Die Geldleistungen [für die 
Bundestagsfraktionen] setzen 
sich aus einem Grundbetrag für 
jede Fraktion [z.Zt. monatlich 
411.313 Euro], aus einem Betrag 
für jedes Mitglied [z.Zt. monat- 
lich 8.586 Euro] und einem wei- 
teren Zuschlag für jede Fraktion, 
die nicht die Bundesregierung 
trägt (Oppositionszuschlag) [z.Zt. 
15 Prozent je Fraktion, 10 Pro- 
zent je Mitglied], zusammen. 


Die Höhe dieser Beträge und des 
Oppositionszuschlages legt der 
Bundestag jährlich fest. 


Dazu erstattet der Präsident dem 
Bundestag im Benehmen mit 
dem Ältestenrat jeweils bis zum 
30. September einen Bericht 
über die Angemessenheit der 
Beträge und des Oppositionszu- 
schlages und legt zugleich einen 
Anpassungsvorschlag vor.« 


Somit erhalten allein die Frakti- 
onen im Deutschen Bundestag in 
diesem Jahr über 100 Millionen 
Euro aus dem Steuersäckel. 


Zum  werren ram“ 


ED „in Dj 


2 F a3 


A Mips WWS POLITIK GLD LUNTERMALTUNG SPORT BUNDESUGA LIFESTYLE RATGEBER MESE AUTO NGIAL SHELE MEGO VOGO G 


LANDTAG PLANT GESETZESÄNDERUNG 


750 000 Euro Kosten 
für AfD-Abtrünnige? 


»Düsseldorf — Der Landtag will 
die Rechte von Minderheiten im 
Parlament mit einer Gesetzes- 
änderung stärken — und könnte 
mit dieser noblen Geste als er- 
stes die Position ausgerechnet 
der drei AfD-Abweichler Markus 
Pretzell, Alexander Langguth 
und Frank Nebbe aufwerten. 


Die möglichen Kosten für den 
Steuerzahler: rund 750.000 Euro 
im Jahr! 

Darum geht's: Alle Fraktionen 
(bis auf die AfD) haben sich auf 
einen Gesetzentwurf verstän- 


digt. Demnach sollen sich Ab- 
geordnete, die keiner Fraktion 
angehören, aber gemeinsam 
einer vergleichbaren Tätigkeit 
nachgehen, zu einer Gruppe 
zusammenschließen können. 


Sollte die Zahl drei die kritische 
Untergrenze für eine Gruppe 
sein, hätten die Ex-AfDler viele 
Vorteile: Laut Landtag steht ih- 
nen die Hälfte des regulären 
Grundbetrags für Fraktionen 
von 100.735 Euro monatlich 
zu sowie die Hälfte des Oppo- 
sitionszuschlags von monatlich 
25.183,80 Euro.« 


Bild.de (Düsseldorf), 5.12.2017 


L sebe [Leser gAHZ prIYAF: 


Wie man durch Geldvermehrung politische Gegner schwächen kann 


Man nehme sich eine unliebsame Parlaments- 
Fraktion und rühre sie kräftig um. Findet man 
einige Unzufriedene, rät man ihnen, sich abzu- 
spalten und eine eigene Gruppe oder Fraktion zu 
gründen. 


Versüßt wird dieses Rezept mit dem Lockmittel, 
daß die Fraktionsgelder aus Steuermitteln dann 
verdoppelt werden. 


Nicht nur eine, sondern dann zwei Gruppen oder 
Fraktionen kommen damit in den Genuß solcher 
Fraktionsausstattungen. 

Das macht zwar Kosten für den Steuerzahler, för- 
dert aber die »demokratische Vielfalt«, belohnt 
die Abtrünnigen und schwächt die unliebsamen 
Störenfriede. 


Der Landtag von Nordrhein-Westfalen ist ein 
Wegweiser für diese »ehrenwerte« Weiterent- 
wicklung der Demokratie in Deutschland. Ein 
schönes Beispiel dafür, wie billigste Polit-Kun- 
gelei praktiziert wird, die den Steuerzahler teuer 
zu stehen kommt und die »freiheitliche Demo- 
kratie« in eine frivole Demokratur führen kann. 


»Politik ist ein schmutziges Geschäft, Politik 
verdirbt den Charakter« heißt es im Volksmund. 
Nein, schmutzige Charaktere verderben die Po- 
litik, die für »Wohl und Wehe des deutschen 
Volkes« und die Zukunftssicherung einer Ge- 
meinschaft lebensnotwendig ist und höchste An- 
forderungen an den Charakter der Volksvertreter 
zu stellen hat. 


Ihre UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Kein Silvesterscherz! 


Armbändchen gegen 
Vergewaltigungen 


Die Horrorbilder von der Treib- 
jagd in der Kölner Silvesternacht 
2015/2016 sind wohl bei vielen 
in den Köpfen hängen geblieben 
und auch nach dieser Schrek- 
kensnacht gibt es immer wieder 
Meldungen über sexuelle Über- 
griffe und Vergewaltigungen sei- 
tens afrikanischer »Flüchtlinge«. 


Nun haben die »Kölner Jecken« 
anscheinend eine Lösung gefun- 
den. Am 13.12.2017 meldete die 
Kronen Zeitung: 


»Vielen sind die Bilder und 
Schlagzeilen aus der Kölner Sil- 
vesternacht 2015 noch im Ge- 
dächtnis, als Hunderte Frauen 
auf dem Bahnhofsvorplatz von 
knapp 1.000 afrikanischen Zu- 
wanderern massenhaft sexuell 
genötigt wurden. Damit sich sol- 
che Vorfälle nicht mehr wieder- 
holen, haben Stadt und Polizei 
seither die Sicherheitsvorkeh- 
rungen zu Silvester verstärkt. 
Für heuer wurde im Zuge des 
Sicherheitskonzepts zusätzlich 
eine Kampagne ins Leben geru- 


SEPA-Lastschriftmandat 


fen, die allerdings für viel Häme 
sorgt: Jeder Besucher erhält ein 
Armbändchen als Zeichen des 
gegenseitigen Respekts.« 


Die Stadt Köln bewarb diese Akti- 
on auf ihrer Internetseite mit den 
Worten: 


»Mit einem fluo- 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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haus (gerade befindet man sich 
dort in der fünften Jahreszeit) auf 
eine von zwei möglichen Reak- 
tionen: 


Entweder die Belästiger suchen 
beim Erblicken des Armbandes 
vor Angst das Weite oder sie fal- 
len vor Lachen tot um. Eine an- 
dere Reaktion schien nicht ein- 
geplant. 


“  ZDF-Landesstudio Nordrhein-Westfa... 


reszierenden NRW 
Leuchtbändchen 
am Handgelenk 
können alle ihr 
persönliches Be- 
kenntnis zu mehr 
„Respekt“ ablegen 
und gleichzeitig für 
diese Grundüber- 
zeugung werben. 
15.000 solcher 
Bändchen haben 
wir produzieren 
lassen. Sie wer- 
den erstmals am 
Silvesterabend 
kostenlos am Ron- 
calliplatz verteilt. 
Sie sind das ganze 
Jahr über erhält- 
lich.« 

Anscheinend hoffte 
man im Kölner Rat- 
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Die Stadt @Koeln wird zu #Silvester eine 
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Armbändchen an alle Besucher verteilen. OB 
@HenrietteReker stellt das Projekt heute 
Mittag vor. #Koeln #köln #respekt 
#silvester2017 @ZDFheute 


OBE5H08 196 


twitter. com/ZDFnrw/status/940870103662563328 


(Bildschirmausdruck) 


Einzugsermächtigung 


Ich ermächtige den Freundeskreis Un- 
abhängige Nachrichten e.V., folgende 
Beträge mittels Lastschrift von meinem 
Konto einzuziehen: 


Betrag: Euro 


U einmalig U jährlich 
Ü halbjährlich [L zweimonatlich 
U vierteljährlich L monatlich 


ab (Datum): 


Datum, Unterschrift 


Hinweis: Diese Einzugsermächtigung kann 
nur mit einem gültigen SEPA-Lastschriftman- 
dat ausgeführt werden. 


ARMBÄNDCHEN: DIE NEUDEUTSCHE WUNDERWAFFE 


UN 1/2018: Seite 12 


»Merkelsche 
Politik ist die 
Vernebelung von 
Gegensätzen, die 
abrupte Kehrtwen- 
dung unter dem 
Schirm des mora- 
lisch verbrämten 
Ungefähren und 
damit die schlei- 
chende Narkoti- 

sierung der 
Offentlichkeit.« 


Stefan Aust, Herausgeber Die 
Welt und Geschäftsführer der 
N24 Media GmbH, in Welt am 

Sonntag, 3.12.2017 


www.un-nachrichten.de 
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Billige Politik immer teurer 


Was unter billiger Politik zu 
verstehen ist, haben Sie auf 
den ersten Seiten gelesen. 


Das Staatsversagen bei der un- 
kontrollierten Aufnahme Hundert- 
tausender Ausländer seit 2015 
einschließlich Rundumversor- 
gung und Betreuung kostet uns 
jährlich nach unterschiedlichen 
Schätzungen zwischen 15 und 
30 Milliarden Euro. Eine nach- 
prüfbare Gesamtkostenrechnung 
von Bund, Ländern, Gemeinden, 
Krankenkassen, Polizei, Justiz 
und sonstiger Behörden gibt es 
nicht. 


Da die Kosten aus dem Ruder 
laufen und eine starke Opposi- 
tion im neuen Bundestag Fak- 
ten und Zahlen einfordert, greift 
Noch-Bundesinnenminister de 
Maiziere (CDU) tief in die Tasche. 
Er wirbt für ein Rückreise-Pro- 
gramm: »Es gibt Perspektiven in 
Ihrem Heimatland. Wir unterstüt- 
zen Sie mit konkreten Hilfen bei 
Ihrer Reintegration.« 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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DAS LETZTE 


»Rückkehrprämien: 
Geld statt Asyl« 


Mit dem Programm »Starthilfe 
Plus« des BMI können rückkehr- 
willige dreiköpfige Familien bis 
zu 6.000 Euro erhalten, wenn sie 
sich bis Ende Februar 2018 zur 
Ausreise entscheiden. Familien 
mit mehr als vier Mitgliedern er- 
halten zudem einen Familienzu- 
schlag von 500 Euro. Menschen 
aus 45 Staaten können das Rück- 
kehrprogramm nutzen, wenn sie 
ihre Asylanträge zurücknehmen 
bzw. nach Erhalt eines negativen 
Bescheids keine Rechtsmittel 
einlegen und freiwillig ausreisen. 
Das Programm trägt den Na- 
men »Dein Land. Deine Zukunft. 
Jetzt!« 


ALSO: Widerrechtlich Einge- 
reiste und Nutznießer unseres 
Sozialsystems werden nicht 
bestraft und ausgewiesen, 
sondern belohnt. Kann Politik 
noch billiger sein? 


ERSCHEINUNGSVERMERK 
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